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Der Kanton Basel-Stadt ändert gemäss Radioberichten seinen Kurs in der Wohnbaupolitik. Statt 
auf grosse Wohnungen setzt er in Zukunft vor allem auf 3,5-Zimmer-Wohnungen. Deren 
Nachfrage ist gemäss Stadtentwickler Thomas Kessler - und im Nachgang auch laut 
Regierungspräsident Morin - wegen neuer Familienformen wie Patchwork-Familien stark am 
Wachsen. Die Zeiten des Projekts "Logis Bâle" seien abgelaufen. Wie oft, erscheinen auch diese 
Äusserungen aus dem Präsidialdepartement etwas unvermittelt. 

Ich bin deshalb dem Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen dankbar: 

- Handelt es sich bei dieser Kursänderung um eine Meinung des Stadtentwicklers, eine Vision 
des Regierungspräsidenten oder eine offizielle Haltung des Gesamtregierungsrats? Gibt es 
hierfür einen Regierungsratsbeschluss, eine Aktennotiz oder sonst ein einigermassen 
offizielles Papier, das eine solch deutliche Kursänderung bedingen würde? 

- Erachtet der Regierungsrat die Ideen von Logis Bâle als gescheitert - oder weshalb stellt das 
Präsidialdepartement die bisherige Wohnbaupolitik unvermittelt auf den Kopf? 

- Am Anfang des Projekts Logis Bâle stand die Erkenntnis, dass in Basel mehr kleinere als 
grössere Wohnungen leer stehen. Hat sich an diesem Verhältnis der Leerstandsquote in den 
letzten Jahren messbar etwas geändert - und falls ja, was genau? 

- Gemäss einer aktuellen Internet-Recherche stehen derzeit in Basel über zehn 
Mal mehr 2- bis 4-Zimmer-Wohungen (530) als 5- bis 6-Zimmerwohungen (50) frei. Weshalb 
sieht das Präsidialdepartement bei den kleineren und mittleren Wohnungen einen grösseren 
Handlungsbedarf als bei grösseren Wohnungen? 

- Aus welchen Gründen soll eine Patchwork-Familie weniger Platz brauchen als eine 
"klassische" Familie, besteht ja auch erstere ihrer Natur nach ebenfalls aus zwei 
Erwachsenen samt Kindern? 

- Ist es generell eine Kantonsaufgabe, öffentlich zu urteilen, welche Wohnungen "es braucht"? 
Oder regeln dies Investoren, Vermieter und Mieter nicht besser unter sich - als von Politik 
und Verbandsfunktionären verordnet? 
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